Gemeinde Worthsee

Niederschrift Gber die 6ffentliche
Sitzung des Gemeinderates

Sitzungsdatum: Montag, 22.10.2018

Beginn: 19:00 Uhr

Ende o6ffentlicher Teil 21:00 Uhr Sitzungsende: 21:10 Uhr

Ort: im Sitzungssaal des Rathauses
Tagesordnung

Offentliche Sitzung

A A DB

5.1.
5.2.
5.3.
5.4.
5.5.

5.6.
5.7.

Annahme der Niederschrift zur 6ffentlichen Sitzung des Gemeinderates am 19.09.2018
Bekanntgabe der am 19.09.2018 in nichtoffentlicher Sitzung getroffenen Beschlisse
Vorstellung diverser Punkte zum Thema Verkehr

Bebauungsplan Nr. 60 "Vordere Seestral3e-Worthseeblick-Alpenblick”,

Abwagung und Beschlussfassung Uber die im Rahmen des Verfahrens gem. § 4a Abs. 3 BauGB
eingegangenen Anregungen und Einwendungen

Billigung und Beschluss zur erneuten Durchfiihrung des Verfahrens gem. § 4a Abs.3 BauGB i.V.m.
§ 3 Abs. 2und 8§ 4 Abs. 2 BauGB

Freistellungsantradge, Bauantrage, Bauvoranfragen, etc.

Bauantrag: Nutzungsénderung eines Wochenendhauses in ein Einfamilienhaus, Seeleite 14
Bauantrag: Neubau einer Doppelhaushélfte mit Garagen, Inninger StraRe 3 - Ruckgrundstuck
Bauantrag: Neubau einer Doppelhaushélfte mit Garagen, Inninger StraRe 3 - Ruckgrundstuck
Neubau eines Einfamilienhauses (Tektur) - Beteiligung geanderte Planung, Steige 3

Antrag auf Vorbescheid: Anbau an ein bestehendes Wohnhaus sowie Umnutzung der
bestehenden Doppelgarage zur Generierung einer barrierefreien Altenteilwohnung, Alte Hauptstr.
29a

Freistellungsantrag: Neubau eines Ferienhauses, Seeleite 22a - Kenntnisnahme -
Antrag auf isolierte Befreiung: Fallung von vier Fichten, Seeleite 28
Information der 1. Blrgermeisterin

Verschiedenes

Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Worthsee vom 22.10.2018 Seite 1



Die 1. Burgermeisterin erdffnet um 19:00 Uhr die 6ffentliche Sitzung des Gemeinderates und begruf3t die
anwesenden Mitglieder, die Vertreter der Presse und die Zuhorer. Einwande gegen die Tagesordnung
wurden nicht erhoben. Die Mehrheit der Mitglieder des Gemeinderates ist anwesend. Somit ist die
Beschlussfahigkeit gegeben.

OFFENTLICHE SITZUNG

Annahme der Niederschrift zur 6ffentlichen Sitzung des Gemeinderates
am 19.09.2018

Beschluss:
Der Niederschrift wird ohne Einwande zugestimmit.
Abstimmungsergebnis: Jal4 Nein 0

Bekanntgabe der am 19.09.2018 in nichtoffentlicher Sitzung getroffenen
Beschlisse

Es wurden keine Punkte behandelt. Bekanntgabe entfallt daher.

3. Vorstellung diverser Punkte zum Thema Verkehr

Sachvortrag:

Der Vertreter des von der Gemeinde beauftragten Biros erlautert seine Ergebnisse zu folgenden
Punkten:

» Anlegung eines provisorischen FuRBweges unter der S-Bahnunterfihrung
Anhand einer Prasentation stellt der Planer 3 Varianten fir die Errichtung eines provisorischen
Gehweges mit 2 m Breite vor.
Bei der fUr den Fulganger sichersten Variante belaufen sich die Kosten auf ca. € 10.000. Dazu kommen
noch die Kosten fur Beleuchtung.
Beschluss:
Der Gemeinderat stimmt zu, die Anlegung eines Fullweges als Provisorium bis zum Neubau der
Unterfihrung weiter zu verfolgen und beauftragt die 1. Burgermeisterin mit dem Landratsamt und dem
StralRenbauamt entsprechende Gespréache zu fiihren

Abstimmungsergebnis: Ja 12 Nein 2

Der Gemeinderat stimmt zu, die Variante ,Leitsystem mit Gelander® (Kosten ca. € 10.000 brutto zuziglich
Beleuchtung) weiter zu betreiben. Entsprechende Mittel sind im Haushalt 2019 aufzunehmen.

Abstimmungsergebnis: Ja 10 Nein 4
» Antrag Spiegel bzw. Querungshilfe DorfstraRe auf Hohe Birkenweg

Anhand einer Prasentation stellt der Planer verschiedenen Mdglichkeiten vor. Sowohl ein Spiegel als

auch ein Zebrastreifen sind abzulehnen. Bezuglich der Begriindung wird auf die Prasentation verwiesen.

Der Planer empfiehlt den Bereich groRrdumig zu sehen und den Bereich von Dorfstral3e bis Glnteringer
StralRe ins ISEK aufzunehmen, um dann Kurz- oder mittelfristig eine Feinuntersuchung zu machen.
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Beschluss:

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Planers zu und nimmt die MaRhahmen grundsétzlich ins
ISEK auf.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
» Vorschlage zum Umbau ,,Pizzakreuzung“

Es werden 3 Vorschlage/ldeen zum Umbau ,Pizzakreuzung“ vorgestellt. Entscheidungen dazu sollen
spater erfolgen.

Bebauungsplan Nr. 60 "Vordere Seestralle-Wdrthseeblick-Alpenblick",

Abwéagung und Beschlussfassung lUber die im Rahmen des Verfahrens
4.1. gem. 8 4a Abs. 3 BauGB eingegangenen Anregungen und
Einwendungen

Sachvortrag:

Die 1. Burgermeisterin begrif3t die Stadteplanerin.

1. Bedenken und Anregungen

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung sind folgende Stellungnahmen eingegangen:

1.1 Landratsamt Starnberg — Untere StralBenverkehrsbehdrde (Stellungnahme vom 16.08.2018)

Die planungsrechtlichen Anforderungen an einen Bebauungsplan hinsichtlich der ErschlieBung werden
durch den vorliegenden Entwurf eingehalten. Alle Baugrundstiicke grenzen an 6ffentliche
Verkehrsflachen und sind somit im planungsrechtlichen Sinn erschlossen. Zudem will und kann der
Bebauungsplan nicht vorschreiben, dass die Grundstiicke mit zwei und mehr Baurdumen geteilt werden.
Einige Grundstlckseigentimer haben Stellungnahmen abgegeben, in welchen sie ausdriicklich betonen,
ihre Grundstticke nicht teilen zu wollen.

Fur den Fall, dass beide Baufenster bebaut und die Grundstiicke geteilt werden, muissen die
Grundstuickseigentiimer die ErschlieBung des Hinterliegers Uber ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
sichern. Darauf wird in der Satzung unter Ziffer B2 hingewiesen.

Die Anforderungen der Abfallbeseitigung sind ausreichend beriicksichtigt, was der Gemeinde durch die
Stellungnahme der AWISTA vom 10.08.2018 bestéatigt wird.

Kein Baufenster liegt weiter als 50 m von der 6ffentlichen Verkehrsflache entfernt. Somit sind auch die
Vorgaben des Brandschutzes eingehalten. Einwéande seitens des Brandschutzes sind nicht eingegangen.
Rettungsdienste haben die gleichen Méglichkeiten, die Gebéude zu erreichen, wie die Feuerwehr. Auch
in anderen Bebauungsstrukturen ist es teilweise nicht moglich, mit dem Rettungswagen die Haustiiren
direkt anzufahren und sind entsprechend ausgeristet.

Mit der Festsetzung des Geh-, Fahr-, und Leitungsrechtes wird ein bereits bestehendes Geh-, Fahr-, und
Leitungsrecht auch planungsrechtlich gesichert. Fur die Gbrigen Grundstiicke mit Baufenstern in zweiter
Reihe werden ebenfalls Vorschlage fur die ErschlieBung gemacht, die jedoch nicht bindend sind. Sie
sollen den Versiegelungsgrad reduzieren. Auf eine Festsetzung wurde verzichtet, da fur diese Situierung
eine Einigung beider Grundstickseigentimer erforderlich ist und bei fehlender Einigung die
Umsetzbarkeit des Bebauungsplans in Frage gestellt wiirde.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die noch ausstehenden Vorschldge werden erganzt.
Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen der Hinweise.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
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1.2. Amt fur Erndhrung Landwirtschaft und Forsten Weilheim (Stellungnahme vom 20.08.2018)
Die Hinweise werden um einen Hinweis zu landwirtschaftlichen Emissionen erganzt.

Die Inhalte der Stellungnahme vom 11.10.2017 wurden im vorliegenden Entwurf bereits berticksichtigt. In
einer Entfernung von 35 m zum Waldrand wird eine Flache gekennzeichnet, innerhalb welcher bauliche
Sicherungsmafinahmen gegen Baumwurf empfohlen werden.

Beschluss:

Unter Ziffer B 15 wird ein Hinweis zur Duldung landwirtschaftlicher Emissionen eingefligt. Es handelt sich
um eine redaktionelle Ergénzung. Eine Plananderung ist nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
1.3. Landratsamt Starnberg — Kreisbauamt (Stellungnahme vom 04.09.2018)

1. Die Festsetzungs-Systematik zum Maf3 der baulichen Nutzung wurde nochmals Uberarbeitet. Gem.
816 Abs. 5 BauNVO kann im Bebauungsplan das Maf3 der baulichen Nutzung fur Teile baulicher Anlagen
unterschiedlich festgesetzt werden. Der vorliegende Bebauungsplan-Entwurf sieht demnach eine
maximale  Grundflache vor. Zusatzlich zu dieser Festsetzung konnen Aul3entreppen,
wasserundurchlassige Terrassen, Balkone und deren Uberdachungen sowie Dachiiberstéande iiber 1,00
m und Wintergarten mit einer Grundflache von max. 25 m2 errichtet werden.

Die erforderlichen Flachen fur Garagen und Stellplatze sowie deren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne
des § 14 BauNVO sowie baulichen Anlagen unterhalb der Geldndeoberflache werden Uber eine
Uberschreitungsregelung gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO geregelt.

Der Vorwurf, bei der Verteilung der GR seien die 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander und
untereinander nicht gerecht abgewogen, wird zurlickgewiesen. Der Entwurf strebt eine mdoglichst
gerechte Verteilung des Baurechts auf die unterschiedlichen Grundsticke an, unter Beachtung der
ortlichen Gegebenheiten. In der Begriindung wurde auf diesen Sachverhalt nochmals ausfihrlicher
eingegangen. Die entsprechenden Textstellen finden sich unter Punkt 4 stadtebauliches Konzept und
unter Punkt 5.2 Mal3 der baulichen Nutzung sowie 5.3 Uiberbaubare Grundsticksflache.

Beschluss:

Die Festsetzungen A 3.2 und 3.3 werden wie folgt gefasst:

A 3.2 Zusatzlich zu der unter A 3.1 festgesetzten Grundflache sind Au3entreppen, wasserundurchlassige
Terrassen, Balkone und deren Uberdachungen sowie Dachiiberstande tiber 1,00 m und Wintergarten mit
einer Grundflache von max. 25 m2 zulassig.

A 3.3 Die gemaR Festsetzung A 3.1 zulassige Grundflache darf durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO
Nr. 1-3 genannten Anlagen bis zu 100 von Hundert uberschritten werden.

Abweichend hiervon darf die gemaR Festsetzung A 3.1 zulassige Grundflache auf der FI.-Nr. 903/3 bis zu
50 von Hundert tberschritten werden.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
2. In kiinftigen Verfahren wird darauf geachtet, die vorgenommen Anderungen zu kennzeichnen.
Beschluss:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt keine Plananderung.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
3. Die planungsrechtlichen Anforderungen an einen Bebauungsplan hinsichtlich der ErschlielBung werden
durch den vorliegenden Entwurf eingehalten. Alle Baugrundsticke grenzen an 6ffentliche
Verkehrsflachen und sind somit im planungsrechtlichen Sinn erschlossen. Zudem will und kann der
Bebauungsplan nicht vorschreiben, dass die Grundstiicke mit zwei und mehr Baurdumen geteilt werden.

Einige Grundstuckseigentimer haben Stellungnahmen abgegeben, in welchen sie ausdriicklich betonen,
ihre Grundstiicke nicht teilen zu wollen.
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Fur den Fall, dass beide Baufenster bebaut und die Grundstiicke geteilt werden, missen die
Grundstuickseigentiimer die ErschlieBung des Hinterliegers uber ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
sichern. Darauf wird in der Satzung unter Ziffer B2 hingewiesen.

Die Anforderungen der Abfallbeseitigung sind ausreichend beruicksichtigt, was der Gemeinde durch die
Stellungnahme der AWISTA vom 10.08.2018 bestéatigt wird.

Kein Baufenster liegt weiter als 50 m von der 6ffentlichen Verkehrsflache entfernt. Somit sind auch die
Vorgaben des Brandschutzes eingehalten. Einwéande seitens des Brandschutzes sind nicht eingegangen.
Rettungsdienste haben die gleichen Méglichkeiten, die Gebaude zu erreichen, wie die Feuerwehr. Auch
in anderen Bebauungsstrukturen ist es teilweise nicht moglich, mit dem Rettungswagen die Haustlren
direkt anzufahren und sind entsprechend ausgeristet.

Mit der Festsetzung des Geh-, Fahr-, und Leitungsrechtes wird ein bereits bestehendes Geh-, Fahr-, und
Leitungsrecht auch planungsrechtlich gesichert. Fir die Ubrigen Grundstiicke mit Baufenstern in zweiter
Reihe werden ebenfalls Vorschlage fur die ErschlieBung gemacht, die jedoch nicht bindend sind. Sie
sollen den Versiegelungsgrad reduzieren. Auf eine Festsetzung wurde verzichtet, da fir diese Situierung
eine Einigung beider Grundstickseigentimer erforderlich ist und bei fehlender Einigung die
Umsetzbarkeit des Bebauungsplans in Frage gestellt wirde.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die noch ausstehenden Vorschlage werden erganzt.
Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen der Hinweise.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0O
4. Der Anregung des Landratsamtes wird gefolgt.

Beschluss:

Die Festsetzung A 3.2 wird wie folgt gefasst:

Zusatzlich zu der unter A 3.1 festgesetzten Grundflache sind AuRentreppen, wasserundurchlassige
Terrassen, Balkone und deren Uberdachungen sowie Dachiiber-stande {iber 1,00 m und Wintergérten
mit einer Grundflache von max. 25 m2 zulassig.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
5. Dem Hinweis des Landratsamtes wird gefolgt.

Beschluss:

Die entsprechende Ergadnzung wird gestrichen. Es handelt sich um eine Klarstellung
Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
6. Der Anregung wird gefolgt. Es dient der besseren Vollziehbarkeit des Bebauungsplans.

Beschluss:

Satz 2 der Festsetzung A 3.4 wird gestrichen.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
7. Der Gemeinderat halt an der getroffenen Regelung fest, weil die festgesetzte Wand- bzw. Firsthéhe
der tatsachlich talseitig sichtbaren Hohe entspricht und Abgrabungen sowie Aufschiuttungen auf max.
0,50 m begrenzt werden.

Beschluss:

Eine Plan&nderung ist nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
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8. Es wird gefragt, worauf sich der dritte Satz der Festsetzung A 3.6 angesichts der Regelungen A 6.1
und A 6.4 bezieht?

Beschluss:

Festsetzung A 3.6, wird um einen 3. Satz ergénzt: Die Geb&aude dirfen an keiner Stelle héher sein als
der First, ausgenommen hiervon sind Kamine und Solar- bzw. Photovoltaikanlagen.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein O

9. Festsetzung A.3.5 und Begriindung Punkt 5.2: Aus der Begriindung sollte zumindest anndhrungsweise
hervorgehen, welche Wandhéhen bergseitig entstehen.

Beschluss:
Unter Punkt 5.2 der Begriindung werden die zu erwartenden bergseitige Wandhdhen ergéanzt.
Abstimmungsergebnis: Jal4 Nein O

10. Fir die Dammung von Bestandsgebaude wird eine differenzierte Uberschreitungsmoglichkeit der
Baugrenzen festgesetzt.

Beschluss:

Satz 2 der Festsetzung A 4.3 lautet: Fir die Dammung von Bestandsgebauden ist eine Uberschreitung
bis zu 60 cm grundsatzlich zuléassig.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein O

11. Ja. Auf FI.-Nr. 903/18 wird jedoch die Zahl der Wohneinheiten auf 1 Wohneinheit pro Wohngebaude
begrenzt.

Beschluss:

Auf FL.-Nr. 903/18 wird jedoch die Zahl der Wohneinheiten auf 1 Wohneinheit pro Wohngebaude
begrenzt.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein O

12. Da Tiefgaragenzufahrten in erster Linie von der Vorderen Seestral3e aus zu erwarten sind, wo steil
nach unten filhrende Rampen eher nicht zu erwarten sind, wird in der Festsetzung klargestellt, dass
lediglich offene Zufahrten ohne Uberdachung bzw. Rampengeb&iude auRRerhalb der Baugrenzen zuléssig
sind.

Der Gemeinderat halt an seiner Formulierung fest, da diese seinem Planungsziel entspricht.

Die Festsetzung wird einfacher formuliert. Sie wird auf Grundlage von Art. 81 BayBO aus gestalterischen
Grunden getroffen sowie im Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Boden (§1a Abs. 2 BauGB).

Beschluss:

Bei der Festsetzung A 5.1 wird das Wort ,offene” vor Zufahrten erganzt. Es dient der Klarstellung.
Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0
13. Der Anregung des Landratsamtes wird nicht gefolgt, da es sich um Spitzfindigkeiten bezuglich der
Formulierung handelt und keine Auswirkungen auf die Inhalte des Bebauungsplans hat.

Dem Gemeinderat ist bewusst, dass der First auch parallel zur Schmalseite der Gebaude ausgerichtet
werden kann.
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Beschluss:
Es erfolgt keine Plan&dnderung.
Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0

14. Gemeint sind seitliche Uberstande. An den Giebel- und Traufseiten missen die Anlagen biindig mit
den Dachflachen abschliel3en.

Beschluss:

Die Festsetzung A 3.6 wird um einen 3. Satz erganzt: Die Gebaude diirfen an keiner Stelle héher sein als
der First, ausgenommen hiervon sind Kamine und Solar- bzw. Photovoltaikanlagen (siehe Beschluss zu
Nr. 8).

Die Festsetzung A 6.5 wird konkretisiert: Solar- und Photovoltaikanlagen sind nur auf den Dachflachen
zulassig. Sie sind parallel zur Dachhaut anzubringen und dirfen die Dachflachen an keiner Seite
Uberragen. Die Kollektoren sind in durchlaufenden Reihen oder flichendeckend in senk-recht und
waagrecht biindig anschlieRenden Formen anzubringen.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0

15. Festsetzung A 7.5: In der Begriindung sollte erlautert werden, weshalb anstelle einer Verkehrsflache
ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht vorgesehen wird. Die Kommentarliteratur verlangt hierflr eine
besondere stadtebauliche Ausgangslage, vgl. Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, RN 169a zu §9.

Beschluss:
Die Begriindung wird entsprechend erganzt. Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.
Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein O

16. Der Gemeinde ist dies bewusst. Es gibt im vorliegenden Fall keinen Grund, bestimmte Arten
vorzuschreiben. Den Grundstickseigentimern soll ein maoglichst grolRer Spielraum bei der
Pflanzenverwendung gewahrt werden, auch im Hinblick auf geeignete Arten, die dem Klimawandel
angepasst sind. Es wird vorgeschlagen, auf folgende Listen hinzuweisen: Liste der LWG Veitshochheim
oder Listen der Gartenamtsleiterkonferenz (vgl. Nr. 19 der Hinweise).

Beschluss:

Um Missverstandnisse zu vermeiden, werden die beiden Pflanzlisten in den Hinweisen Nr. 19 erganzt. Es
handelt sich um eine redaktionelle Anderung.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0

2. Einwendungen aus der Offentlichkeit
2.1. Einwender 1, Fl. Nr. 903/45 (Stellungnahme vom 31.08.2018)

1) Der Planungsverband hat telefonisch mit der AWA abgeklart, dass eine Kanalverlegung im Rahmen
des technisch machbaren grundsatzlich denkbar ist. Dies bedeutet jedoch auch, dass eine isolierte
Losung fur einzelne Grundstiicke in den wenigsten Féallen méglich ist.

Bislang liegen dem Gemeinderat keine Hinweise auf konkrete Gesprache mit der AWA Ammersee
Uber eine mogliche Kanalverlegung auf dem Dbetreffenden Grundstick oder den
Nachbargrundsticken vor. Wie auch bei FIL-Nr. 903/48 sind diese Gesprache von den
Grundstiickseigentiimern zu fuhren.

Da dem Gemeinderat keine konkreten Hinweise auf eine Kanalverlegung vorliegen und diese eher
unwahrscheinlich ist, halt er an den getroffenen Festsetzungen fest und sieht von einer Plananderung
ab. Sollte es dennoch zu einer Kanalverlegung kommen, durften mehrere Grundstiicke davon
betroffen sein und der Bebauungsplan kann in einem Anderungsverfahren angepasst werden.
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2)

3)

4)

Beschluss:
Eine Plananderung ist nicht erforderlich.
Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0

Es wird klargestellt, dass Solar- und PV-Anlagen nicht zur Gebaudehohe zéhlen. Ebenso wird das
Uberragen der Dachflache konkretisiert. Hierzu werden die Festsetzungen 3.6 und 6.5 angepasst

Beschluss:

Die Festsetzung A 3.6 wird im Satz 2 erganzt: Die Gebaude dirfen an keiner Stelle héher sein als der
First, ausgenommen hiervon sind Kamine und Solar- bzw. Photovoltaikanlagen.

Die Festsetzung A 6.5 wird konkretisiert: Solar- und Photovoltaikanlagen sind nur auf den
Dachflachen zuléssig. Sie sind parallel zur Dachhaut anzubringen und dirfen die Dachflachen an
keiner Seite Uberragen. Die Kollektoren sind in durchlaufenden Reihen oder flachendeckend in
senkrecht und waagrecht bindig anschlieRenden Formen anzubringen.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0

Die Artenliste wurde bislang unter den Hinweisen geflihrt, da auch an anderer Stelle im
Gemeindegebiet Vorgaben zu pflanzenden Arten gemacht wurden. Auf eine Festsetzung wurde
verzichtet, da die Beschrankung auf heimische Geholze den Anforderungen an den Klimawandel
nicht ausreichend Rechnung tragt. Bislang sind die Auswirkungen des Klimawandels nicht klar
erforscht und somit kdnnen auch keine konkreten Empfehlungen fir Arten gegeben werden, die dem
Klimawandel angepasst sind. Es gibt erste Versuche und Empfehlungen zu Arten, die beispielsweise
bei der Landesanstalt fur Wein- und Gartenbau in Veitshocheim oder in der GALK-Liste gefunden
werden kénnen.

Da die Artenliste unter den Hinweisen auch an anderer Stelle fur Irritationen gesorgt hat, wird Ziffer C
18 ersatzlos gestrichen.

Beschluss:
Siehe Beschluss zu Punkt 16 des Schreibens des Kreisbauamtes vom 04.09.2018.
Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0

Baurecht wird nicht als Ausgleich fur etwaig vorhandene Dienstbarkeiten gewahrt, sondern nach
stadtebaulichen Gesichtspunkten. Fiur alle Baufenster entlang der Vorderen Seestral3e wird die GR
auf 140 m2 begrenzt. Durch die einheitlichen Gebaudekubaturen, kann trotz der der Vielzahl an
mdglichen Gebaudestellungen ein homogenes Erscheinungsbild erreicht werden, welches mit der
vorhandenen Koérnung des Gebiets in Einklang zu bringen ist, jedoch ein gewisses MalRR an
Nachverdichtung zuldsst.

Eine Benachteiligung des betreffenden Grundstiicks gegeniber den unmittelbar angrenzenden
Nachbarn beziiglich des Baurechts ist nicht erkennbar. Der Bebauungsplan versucht das zulassige
Baurecht mdglichst gleichmé&Rig zu verteilen. Durch den heterogenen Bestand ist dies jedoch nur
bedingt mdglich. Dazu sind die Grundsticke zu unterschiedlich geschnitten, erschlossen, bebaut etc.

Beschluss:

Es erfolgt keine Planédnderung.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0

2.2 Einwender 2, Fl. Nr. 903/19 (Stellungnahme vom 10.09.2018)

Um Klarzustellen, dass abweichende Schenkellangen bei gleicher Dachneigung der Satteldacher
zuléssig sind, wird die Festsetzung konkretisiert.
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Beschluss:

Die Festsetzung zur Dachform wird wie folgt gefasst: Zulassig sind ausschlie3lich Satteldacher. Sie sind
in Bezug auf die Neigung der Dachflachen symmetrisch auszufiihren. Die Dachflachen missen sich am
First treffen.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 0

2.3 Einwender 3, Fl. Nr. 903/18 (Stellungnahme vom 11.09.2018)

Mit der in dem Bebauungsplanentwurf vom 30.07.2018 festgesetzten Bebauung des Grundstlicks mit
einem Einzel- oder Doppelhaus mit maximal 2 Wohneinheiten im sidlichen Bereich des Grundstiicks
besteht aus mehreren Griinden kein Einverstandnis.

1)

2)

Die Baugrenze wird im Vergleich zum Entwurf vom 30.07.2018 etwas weiter nach Norden
verschoben. Innerhalb der Baugrenze kdnnen zwei Gebaude errichtet werden, bzw. das bestehende
Ferienhaus kann erhalten und zusétzlich kann oberhalb ein zuséatzliches Gebaude entstehen. Die
maximal zulassige Grundflache von 180 m2 darf durch die Grundflachen der beiden Geb&ude nicht
Uberschritten werden.

Beschluss:
Die Baugrenze auf FIl.-Nr. 903/18 wird um ca. 5 m nach Norden verschoben.
Abstimmungsergebnis: Jal3 Nein 1

Die auf FI.-Nrn. 903/18 und 903/16 festgesetzten Baugrenzen sind mit ihren Abmessungen von 15 x
23 m deutlich groRer bemessen als die Ubrigen Baugrenzen im Geltungsbereich. Innerhalb der einen
Baugrenze kdnnen unter Einhaltung der max. zulassigen GR zwei Gebaude errichtet werden.

Da die Baugrenzen im Vergleich zum Entwurf vom 30.07.2018 etwas weiter nach Norden verschoben
werden, kann auf FI.-Nr. 903/18 ein zweites Geb&ude auch unterhalt des bestehenden Ferienhauses
realisiert werden.

Somit ist es zwar richtig, dass nur ein Baufenster auf den betreffenden Grundstiicken festgesetzt ist.
Es ist jedoch nicht korrekt, dass nur ein Einzel- oder Doppelhaus zulassig ist.

Beim Vergleich der Grundstiicke reicht es nicht aus, nur deren Grof3e miteinander zu vergleichen.
Wesentliches Unterscheidungsmerkmal der Grundstiicke Fl.-Nrn.903/18, 903/19 und auch 903/16
liegt in deren ErschlieBbarkeit.

Grundsatzlich sind Hanggrundstiicke vom Hangful® aus leichter zu erschlieen als von oben. Daher
erhalten die FI.-Nrn. 903/19 und 903/16 im Vergleich zur FI.-Nr. 903/18 mehr Baurecht.

Bei FIl.-Nr.903/18 handelt es sich um das Grundstiick innerhalb des Geltungsbereichs, welches am
schwierigsten zu erschlieen ist. Zu der bergseitigen ErschlieBung kommt hinzu, dass zwischen
Grundstick und StraRBe ein Ful3- und Radweg verlauft. Fur die ErschlieBung des Grundstiicks
bestehen daher vertragliche Vereinbarungen zwischen den Grundstiickseigentimern und der
Gemeinde Worthsee, welche die ErschlieBung des betreffenden Flurstiicks Uber die norddstliche
Ecke sichern, da gleichzeitig das Nachbargrundstiick mit der FI.-Nr.903/17 Uber diese Zufahrt
erschlossen wird.

Als weiteres Erschwernis kommen die beiden erhaltenswerten Baume hinzu. Das Plangebiet ist
derzeit durch die grof3en Garten mit ihrem Gehdlzbestand gepragt. Gleichzeitig sind es bei naherer
Betrachtung recht wenige Baume, die als zu erhaltende Baume in Frage kommen. Die in Frage
kommenden Baume missen folgende Kriterien erfullen: heimische Art, Stammumfang > 80 cm, keine
Kollision mit bestehenden Baurecht. Zum einen handelt es sich haufig um Obstgehélze, welche in der
Regel wegen der geringeren Lebenserwartung und dem Nutzungsaspekt nicht als zu erhaltend
festgesetzt werden, zum anderen haben viele der Bestandsgehdlze den Stammumfang, welcher als
Grenze fur den Erhalt gewahlt wurde noch nicht erreicht. Andere Baume, welche die Kriterien zum
Erhalt erfillen, stehen so nahe an den Bestandsgeb&auden, dass der Erhalt der Baume mit dem
bestehenden Baurecht kollidiert. Diese scheiden ebenfalls als zu erhaltende Baume aus. Die
beabsichtigte und gewiinschte Nachverdichtung wird zu Veranderungen des derzeitigen Charakters
fuhren. Um diese abzumildern und nicht den Eindruck eines Neubaugebiets entstehen zu lassen,
sollen so viel wie mdglich geeignete Bestandsbdume erhalten werden. Die beiden betreffenden
Baume erfillen die Kriterien. Der Gemeinderat halt daher an der Festsetzung der beiden zu
erhaltenden Linden auf dem Grundstuck fest.
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3)

4)

Daher wird auf FI.-Nr.903/18 auch nur eine Wohneinheit pro Wohngebaude zugelassen, um die
resultierenden Stellplatze auf dem Grundstiick unterbringen zu kdnnen. Bereits jetzt gibt es Probleme
mit parkenden Autos in der WorthseestraRe. Es gehort daher zu den Aufgaben des Bebauungsplans
dafir Sorge zu tragen, dass keine Grundlage fir zuséatzliche entlang der Wérthseestral3e parkende
Autos geschaffen wird.

Beschluss:

Die Baugrenze auf Fl.-Nr. 903/18 wird um ca. 5m nach Norden verschoben. Beschrankung auf eine
Wohneinheit pro Gebaude. Weitere Plananderungen sind nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis: Ja 13 Nein 1

Dem Wunsch des Antragsstellers, das Baufenster weiter nach Norden zu schieben, wird in gewissem
Umfang nachgekommen.

Bei der Bebauung des Grundstiicks mit einem gro3en Gebaude sind keine Einschrankungen des
Seeblicks zu erwarten. Bei Erhalt des Ferienhauses verandern sich die Blickbeziehungen fir dieses
Gebaude nicht. Ein zuséatzliches Gebaude muss die gesetzlichen Abstdnde zum vorhandenen
Gebaude einhalten und kann daher die max. zulassigen Hohen nicht voll ausschépfen, so dass der
Blick zum See in diesem Fall nur vom Dachgeschol’ aus mdglich ist.

Auch wenn der Blickbezug von der Worthseestrale zum See auf Grund der bestehenden Baume und
Gebéaude derzeit nur eingeschrankt vorhanden ist und der Schwerpunkt des FufRRganger- und
Radverkehrs Uber die Vordere Seestraf3e verlauft, handelt es sich dennoch um ein wichtiges
stadtebauliches Ziel, an welchem der Gemeinderat festhalt. Es ist Aufgabe des Gemeinderats die
offentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwagen und kommt
zu dem Schluss, dass der Ausblick auf den See nicht nur den privilegierten Grundstiickseigenttiimern
vorbehalten sein soll, sondern auch der (brigen Bevélkerung und den Besuchern des Ortes
zugéanglich gemacht werden soll. Der Ausblick auf den See mag durch die Baume im Sommer
eingeschréankt sein. Da es sich jedoch um Laubbaume handelt, verlieren diese im Herbst ihr Laub
und geben im Spatherbst, Winter und Frihling den Blick auf den See frei.

Beschluss:

Die Baugrenze auf FI.-Nr. 903/18 wird um ca. 5 m nach Norden verschoben. Weitere Planédnderungen
sind nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis: Jal3 Nein 1

Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen ermdglichen bzw. sichern, dass die Stellplatze
mdoglichst nahe an der Erschlieungsstral3e situiert werden, indem die Festsetzungen zum MalR3 der
baulichen Nutzung einen engen Rahmen vorgeben. Auf diese Weise soll der Versiegelungsgrad des
Plangebietes beschrankt werden.

Der Gemeinderat kann sich unter den gegebenen Rahmenbedingungen max. 4 Stellplatze auf dem
Grundstiick vorstellen. Daher wird die Anzahl der Wohneinheiten auf 2 Wohneinheiten fir das
Grundstiick begrenzt. Gem. Festsetzung A 4.6 sind zwei Wohngebaude mit je einer Wohneinheit
oder ein Doppelhaus mit 2 Wohneinheiten (1 Wohneinheit je Doppelhaushélfte) zuléssig.

Der Bebauungsplan steht demnach einem kurzen Weg zwischen Stra3e und Garage/Stellplatz nicht
entgegen. Dass es jedoch auf Grund der Topografie schwierig wird, eine direkte Verbindung
zwischen Garage und Haus zu schaffen, davon konnten sich die Gemeinderate bei einem Ortstermin
Uberzeugen. Gerade stark bewegtes Gelande erfordert eine gute Planung, die Ricksicht auf die
Gegebenheiten nimmt. Haufig kdnnen auf Hanggrundstticken nicht alle Wiinsche der Bauherren 1:1
umgesetzt werden. Dies gilt moglicherweise sowohl fur barrierefreie Zugange als auch fur eine
direkte Verbindung zwischen Garage und Wohnhaus.

Es gibt viele Beispiele der Hangbebauung, wo der Hohenunterschied zwischen Garage/Stellplatz und
Haus allein durch teils lange und steile Treppen Uberwunden werden muss. Auch in anderen
Situationen, z.B. bei verdichteter Bebauung kdnnen die Hauser teilweise nicht direkt mit dem Auto
angefahren werden. Die fur das betreffende Flurstiick vorliegenden Bedingen sind aus Sicht der
Gemeinde daher nicht unzumutbar.
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5)

Bei der Beschreibung des hang — und talseitig barrierefreien Zugangs zum Haus wurde Bezug
genommen auf den direkten Zugang zum Haus, welcher bei zwei Geb&uden und entsprechender
Gestaltung des Gebdudes entweder hangseitig Uber das Erdgeschol3 oder talseitig Uber das
Untergeschol3 ebenerdig erfolgen kann. Bei einer Bebauung mit einem Gebéaude sind beide Zugange
barrierefrei mdglich. Nicht berlicksichtigt wurde ein mdglicher Weg uber das Grundstiick zum Haus.
Auf Grund der vorliegenden Topografie, ist ein Weg mit 6% oder weniger Gefalle auf den ersten Blick
schwierig zu realisieren. Ggf. kann ein in Schleifen gefiihrter Weg den Anforderungen an
Barrierefreiheit gerecht werden oder ein Steg von den Stellplatzen zum Haus kann diese Funktion
Ubernehmen.

Die Baugrenze weiter nach Norden auszudehnen widerspricht dem Planungswillen des
Gemeinderates.

Aus Riucksicht auf das gesamte Planungsgebiet sollen die Festsetzungen zu Aufschiittungen und
Abgrabungen nicht gelockert werden, da sonst der bislang sehr homogene Hang zu stark verandert
wirde. Der Bebauungsplan ware ohnehin nicht in der Lage die Topografie des Gelandes zu
nivellieren.

Es erscheint nicht plausibel, dass auf derart steil geneigten Hangen, Wasser in nennenswertem
Umfang flachig versickert. Hierzu sind schon spezielle Versickerungsanlagen notwendig.

Beschluss:
Weitere Plananderungen sind nicht erforderlich.
Abstimmungsergebnis: Ja 13 Nein 1

Die Sichtachsen zum See sind ein wichtiges stadtebauliches Ziel des vorliegenden Bebauungsplans,
daher wird die Baugrenze nicht nach Osten erweitert (s. Abwagung zu Punkt 3 der Stellungnahme).

Der Gemeinderat kann sich unter den gegebenen Rahmenbedingungen max. 4 Stellplatze auf dem
Grundstick vorstellen. Als begrenzende Faktoren werden die ErschieRungssituation, der Erhalt der
beiden Linden sowie eine unerwiinscht hohe Dichte an dieser Stelle gesehen.

Daher wird max. 1 Wohneinheit pro Wohngebaude zugelassen. Da die Eigentimer das Ferienhaus
erhalten wollen und auf dem Grundstick 2 Geb&aude realisierbar sind, kdnnen auf dem Grundstiick
max. 2 Wohneinheiten errichtet werden. Fur den Fall, dass das Ferienhaus dennoch abgerissen wird,
wird unter Festsetzung A 4.6 eine Ausnahmeregelung fiir das betreffende Grundstiick aufgenommen,
welche besagt, dass bei der Bebauung des Grundstiicks mit nur einem Doppelhaus je
Doppelhaushélfte eine Wohneinheit zulassig ist. Ein Doppelhaus mit 2 Wohneinheiten ist jedoch nur
mdglich, wenn das Ferienhaus abgerissen wird.

Die vom Einwender geforderte Anzahl der Wohneinheiten bzw. die hieraus resultierende Anzahl an
Stellplatzen wird von den Gemeinderaten aus den oben bereits genannten Griinden abgelehnt.

Das Baufenster wird um ca. 5m nach Norden verschoben. Die Baugrenze noch weiter nach Norden
auszudehnen widerspricht dem Planungswillen des Gemeinderates, der eine zu grof3e Dichte an
dieser Stelle beflirchtet. Daher kann ein Doppelhaus nur Errichtet werden, wenn das bestehende
Gebaude abgerissen wird. Die in vorliegenden Entwurf festgesetzte Baugrenze mit einer Breite von
15m lasst ebenso wie die max. zulassige Grundflache von 180 m2 den Bau eines Doppelhauses zu.
Eine Erweiterung der Baugrenze nach Osten zu Lasten des Durchblicks von der WorthseestraRe zum
See ist ebenso wenig angeraten wie eine Erh6hung der max. zuldssigen Grundflache. Von einer
Erhéhung der zuldssigen GR auf 190 m2 wird abgesehen, da der Bebauungsplan mit Ausnahme
eines Bestandsgebaudes mit deutlich groferer GR 180 m2 als héchsten Wert ansetzt. Dieser Wert
entspricht der Grundflache der gré3ten Bestandsgebaude im Plangebiet und soll nicht Gberschritten
werden, um die Kérnung des Baugebietes zu wahren.

Die Firstrichtung ist auf den Grundstiick nicht beschrankt, die Gebaude kénnen demnach trauf- oder
giebelstandig zum See errichtet werden.
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Beschluss:
Keine Plananderung
Abstimmungsergebnis: Jal1l4 NeinO

Billigung und Beschluss zur erneuten Durchfihrung des Verfahrens

4.2. gem. § 4a Abs.3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2und § 4 Abs. 2 BauGB

Beschluss:

Der Gemeinderat beschlief3t, mit der gem. obigen Beschliissen gednderten Planung, das Verfahren nach
§ 4a BauGB i.V.m. 8 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durchzufiihren. Der geanderte Planentwurf erhalt
die Fassung vom 22.10.2018.

Abstimmungsergebnis: Jal4 Nein 0

5. Freistellungsantrage, Bauantrage, Bauvoranfragen, etc.

Bauantrag: Nutzungsanderung eines Wochenendhauses in ein

5.1 Einfamilienhaus, Seeleite 14

Sachvortrag:

Die beiden Pléane wurden der Verwaltung erst am 17.10.2018 — abends - per E-Mail Ubersandt und
konnten somit erst am 18.10.2018 in der Friih eingestellt werden.
Eine Stellungnahme der Verwaltung konnte aus oben genannten Grund nicht mehr erfolgen.

Bei der Ortsbesichtigung wurde festgestellt, dass es bei der Anlegung und Nutzung des Stellplatzes an
der gewinschten Stelle zu Probleme bei der Durchfahrt (insbesondere fur gréRere Fahrzeuge) in der
Seeleite kommen kann.

Vom Antragsteller selbst wurde ein anderer Standort in Richtung See vorgeschlagen. Dieser sollte aus
Sicht der Gemeinderatsmitglieder geplant und neu eingereicht werden.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschliel3t, aus den oben genannten Grinden den Antrag abzulehnen.
Abstimmungsergebnis: Ja9 Nein 5

Bauantrag: Neubau einer Doppelhaushélfte mit Garagen, Inninger Stral3e

52. 3 - Rickgrundstiick

Sachvortrag:

Auf dem 768 m2 grof3en Grundstick ist die Errichtung eines Doppelhauses mit einer Grundflache von
267,05 m2 geplant. Die Wandhthe ab Oberkante Geldnde betragt 5,53 m, die Firsthéhe 9,475 m. Dem
Bauantrag liegt ein vom Landratsamt genehmigter Vorbescheid vom 04.08.2017 zu Grunde: die
vorliegende Planung hélt in Lage, Abmessungen fur die Wand-und Firsthéhe die abgefragten Werte des
Vorbescheids ein, bis auf die GréRe der Garagen, deren Gesamtlange von 12 m an der
Grundstiicksgrenze gemal Artikel 6 Absatz 9 BayBO unzulassig ist. Erlaubt ware eine Lange von 9 m.
Das Grundstuck ist nur Uber das Vordergrundstick Flurnummer 58 anfahrbar. Der Gemeinde liegen
keine Grunddienstbarkeiten fur Geh-Fahr-und Leitungsrechte vor. Diese sind mit einem aktuellen
amtlichen Grundbuchauszug nachzuweisen. Falls eine Eintragung noch nicht erfolgt sein sollte, sind
vorab die entsprechenden Notarvertrage vorzulegen.
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Die Niederschlagswasserbeseitigung ist mit Zugang der hierfir relevanten Planunterlagen des
Ingenieurbiros Glatz-Kraus vom 14.09.2018 nachgewiesen.

Das beantragte Doppelhaus fugt sich nach Art und Maf3 der baulichen Nutzung, der Bauweise und der
Grundstucksflache, die Uberbaut werden soll, in die Eigenart der ndheren Umgebung ein. Die
ErschlieBung ist gesichert unter der MaflRgabe, dass die Auflagen des Wasserrechtes, aus dem
Vorbescheid vom 04.08.2017 berticksichtigt werden.

Die Auflagen des Denkmalschutzes und der Kreisbrandinspektion aus dem zuvor genannten Vorbescheid
sind ebenfalls zu beriicksichtigen.

Beschluss:

Dem Antrag wird zu gestimmt. Die Garage ist nur mit max. 9 m an der Grundstlicksgrenze zulassig. Die
Dienstbarkeit ist gegeniiber dem Landratsamt nachzuweisen.

Abstimmungsergebnis: Jal1l4 NeinO

Bauantrag: Neubau einer Doppelhaushélfte mit Garagen, Inninger StralRe

53 3 - Ruckgrundstick

Sachvortrag:

Auf dem 768 m2 grol3en Grundstiick ist die Errichtung eines Doppelhauses mit einer Grundflache von
267,05 m2 geplant. Die Wandhdhe ab Oberkante Gelande betragt 5,53 m, die Firsththe 9,475 m. Dem
Bauantrag liegt ein vom Landratsamt genehmigter Vorbescheid vom 04.08.2017 zu Grunde: die
vorliegende Planung hélt in Lage, Abmessungen fur die Wand-und Firsthéhe die abgefragten Werte des
Vorbescheids ein, bis auf die GroRe der Garagen, deren Gesamtlange von 12 m an der
Grundstiicksgrenze gemal Artikel 6 Absatz 9 BayBO unzulassig ist. Erlaubt ware eine Lange von 9 m.
Das Grundstuck ist nur Uber das Vordergrundstick Flurnummer 58 anfahrbar. Der Gemeinde liegen
keine Grunddienstbarkeiten fur Geh-Fahr-und Leitungsrechte vor. Diese sind mit einem aktuellen
amtlichen Grundbuchauszug nachzuweisen. Falls eine Eintragung noch nicht erfolgt sein sollte, sind
vorab die entsprechenden Notarvertrage vorzulegen.

Die Niederschlagswasserbeseitigung ist mit Zugang der hierflir relevanten Planunterlagen des
Ingenieurblros Glatz-Kraus vom 14.09.2018 nachgewiesen.

Das beantragte Doppelhaus fligt sich nach Art und Maf3 der baulichen Nutzung, der Bauweise und der
Grundstucksflache, die Uberbaut werden soll, in die Eigenart der ndheren Umgebung ein. Die
ErschlieBung ist gesichert unter der MalRgabe, dass die Auflagen des Wasserrechtes, aus dem
Vorbescheid vom 04.08.2017 bertcksichtigt werden.

Die Auflagen des Denkmalschutzes und der Kreisbrandinspektion aus dem zuvor genannten Vorbescheid
sind ebenfalls zu beriicksichtigen.

Beschluss:

Dem Antrag wird zu gestimmt. Die Garage ist nur mit max. 9 m an der Grundstlicksgrenze zulassig. Die
Dienstbarkeit ist gegentber dem Landratsamt nachzuweisen

Abstimmungsergebnis: Jal1l4 NeinO

Neubau eines Einfamilienhauses (Tektur) - Beteiligung geanderte

54. Planung, Steige 3

Sachvortrag:

Die planungsrechtliche Beurteilung des Antrages richtet sich nach §34 BauGB,
der Tekturantrag beinhaltet folgende Gegensténde:
- die Abgrabung an der Ostseite des Gebaudes wurde im Gegensatz zum Tekturantrag vom
27.07.2017 in der Lange so verringert, dass sie sich nur noch mit einer Lange von 2,61 m auf den
Austritt aus dem Arbeitszimmer des Geb&udes beschrénkt.
Gleichzeitig erfolgt eine Auffullung des Gelédndes von der Hausecke (585,56 UNN) bis zur
Abgrabung (586,56 UNN).
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Die Abgrabung hat eine Lange von 5,20 m, eine Breite von 3,10 m und eine Tiefe von 2,80 m,
unterteilt durch drei Stufen.

Bezugsfall ist die Abgrabung auf dem Grundstiuck Flurnr. 393/22, Muldenstrale 6 mit den
Abmessungen Lange = 4,40 m, Breite = 3,23 m, Tiefe = -2,61 m.

Damit fugt sich die Abgrabung ein.

- Die veranderten Wandhohen mit einer Erh6hung des Terrassengeschosses um
0,21 m und einer Verringerung der Hohe des obersten Geschosses um 0,02 m.

Die Gesamthdhe des Gebaudes hat sich nicht erhdht.

- der Wegfall eines Stellplatzes aus der Duplexgarage und dessen Nachweis durch einen offenen
Stellplatz auf dem Grundstick.

Beschluss:

Dem Antrag wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis: Ja 6 Nein 8
Antrag auf Vorbescheid: Anbau an ein bestehendes Wohnhaus sowie

5.5. Umnutzung der bestehenden Doppelgarage zur Generierung einer
barrierefreien Altenteilwohnung, Alte Hauptstr. 29a

Sachvortrag:

Der Antragssteller mochte fiir seine Mutter eine kleine barrierefreie Wohnung mit kurzen Wegen schaffen,
um ihr das tagliche Leben zu erleichtern und die Selbststandigkeit zu bewahren. Im derzeitigen
bestehenden Wohnhaus ist dies nicht méglich, da hier der Sohn (zukinftiger Betriebsleiter) einziehen
soll.

Daher soll die bestehende Garage ausgebaut und zusatzlich ein Anbau nérdlich der Garage errichtet
werden. Insgesamt sollen so 60 m2 Wohnflache mit altersgerechter Einteilung und Ausstattung entstehen.
Frage 1: Ist die geplante Lage des Anbaus genehmigungsfahig?

Frage 2: Ist der geplante Anbau mit einer GR von 36 m2 realisierbar?

Frage 3: Darf die bestehende Garage mit einer GR von 34 m2 unter Einhaltung der Stellplatzsatzung als
Wohnflache umgenutzt werden?

Frage 4. Ist die geplante Terrasse laut Planungsunterlagen vorstellbar?

Stellungnahme der Verwaltung:

Das Vorhaben liegt im AuRRenbereich somit richtet sich die planungsrechtliche Beurteilung nach § 35
BauGB.

Frage 1: Die geplante Lage des Anbaus ist genehmigungsféahig, da es den in 8 35 Abs.4 Nr.1 a) bis g)
genannten Voraussetzungen entspricht. Allerdings werden noch Nachweise Uber die zulassigerweise
Errichtung vor 7 Jahren erforderlich (d), ebenso wie die Verpflichtung keine Neubebauung als Ersatz fur
die aufgegebene Nutzung vorzunehmen.

Frage 2: Der geplante Anbau von 36 mz? ist realisierbar, da die Voraussetzungen des § 35 Abs. 4 Nr.5
gegeben sind: a) zulassigerweise errichtet, b) die Erweiterung ist im Verhdltnis zum vorhandenen
Gebaude und unter Berlcksichtigung der Wohnbedirfnisse angemessen, ¢) das Gebaude wird von
einem Familienmitglied selbst genutzt.

Frage 3: Eine Umnutzung der Garage mit 34 m2 zu Wohnzwecken ist mdglich, da die Umnutzung den in
§ 35 Abs.4 Nr.1 a) bis g) genannten Voraussetzungen entspricht. Allerdings werden noch Nachweise
Uber die zulassigerweise Errichtung vor 7 Jahren erforderlich (d), ebenso wie die Verpflichtung keine
Neubebauung als Ersatz fur die aufgegebene Nutzung vorzunehmen

Frage 4: Die geplante Terrasse ist vorstellbar, allerdings nur ohne Uberdachung: die Terrasse liegt in den
Abstandsflachen des Bestandsgeb&udes. Eine folgende Uberdachung kénnte den Ausbau zu einem
Aufenthaltsraum ermdoglichen. Dieser Aufenthaltsraum wéare gemaf Art.6 BayBO unzuléssig.
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Beschluss:
Dem Antrag wird zugestimmit.
Abstimmungsergebnis: Ja1l3 Nein0

Freistellungsantrag: Neubau eines Ferienhauses, Seeleite 22a -

>.6. Kenntnisnahme -

Sachvortrag:

Der Bauantrag fiir ein Ferienhaus wurde im Freistellungsverfahren eingereicht. Von der Verwaltung
wurde bereits die Freistellungserklarung erteilt.

5.7. Antrag auf isolierte Befreiung: Fallung von vier Fichten, Seeleite 28

Sachvortrag:

Die Ortsbesichtigung hat das Ergebnis, dass die 4 Grenzbaume geféllt werden kénnen. 2 Baume sind als
Ersatzpflanzung etwas abgerickt von der Grundstiicksgrenze aus der Pflanzliste nachzupflanzen. Es
wird darauf hingewiesen, dass laut Bebauungsplan Nr. 57 vom Antragsteller zusatzlich eine erforderliche
naturschutzrechtliche Gestattung einzuholen ist.

Beschluss:

Der Gemeinderat stimmt der Fallung zu.

Abstimmungsergebnis: Jal1l4 NeinO

6. Information der 1. Blrgermeisterin

TOP entfallen

7. Verschiedenes

TOP entfallen

Ende der Sitzung: 21:10 Uhr

1. Burgermeisterin Schriftfiihrung

Sitzung des Gemeinderates vom 22.10.2018 Seite 15



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_Text3
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

